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Argentinien übernimmt
Nachfolge der G20-Präsidentschaft von Deutschland
Mauricio Macri bei der Übernahme der G20-Präsidentschaft im CCK. (Foto: Presidencia)
Buenos Aires (dpa/mc) - Argentinien hat von Deutschland die G20-Präsidentschaft der wichtigsten Wirtschaftsmächte der Welt übernommen. Staatschef Mauricio Macri sagte gestern im CCK in Buenos Aires, die Zukunft des Arbeitsmarkts im technologischen Wandel, der Infrastruktur-Ausbau und eine nachhaltige Nahrungssicherheit seien die Prioritäten der argentinischen Präsidentschaft.
Die Bedürfnisse der Menschen stünden an oberster Stelle der argentinischen G20-Präsidentschaft. Sein Land werde sich zudem für mehr Fairness auch in Fragen der Globalisierung einsetzen, fügte Macri an. „Das aktuelle Wachstum (der Weltwirtschaft) bewegt uns zu einem vorsichtigen Optimismus. Die Ungleichheit erinnert uns täglich an die Aufgabe, dass es wirklich bei allen ankommt“, sagte Macri.
Das nächste Gipfeltreffen der G20-Staats- und Regierungschefs soll in den letzten Novembertagen 2018 in Buenos Aires stattfinden. Der genaue Termin und der Tagungsort des Gipfels könnten aus Sicherheitsgründen aber noch nicht bekanntgegeben werden, sagte Außenminister Jorge Faurie bei einer Pressekonferenz. In Sicherheitsfragen arbeite Argentinien besonders mit Frankreich, Australien und Deutschland zusammen.
Kabinettschef Marcos Peña erklärte sich zuversichtlich, die Sicherheit bei dem Treffen garantieren zu können. Beim jüngsten G20-Treffen in Hamburg im vorigen Juli war es zu gewalttätigen Ausschreitungen gekommen.
Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) erklärte in einer Videobotschaft ihre Bereitschaft, mit der argentinischen Präsidentschaft eng zu kooperieren. „Globale Fragen lassen sich nicht von heute auf morgen beantworten“, sagte Merkel. Argentinien übernehme mit der Führung der G20 eine große Verantwortung, da in diesem Rahmen wesentliche Entscheidungen zur Zukunft der Weltwirtschaft und des Wohlseins der Menschen getroffen würden.
Japans Regierungschef Shinzo Abe unterstrich in einer Videobotschaft, dass die G20 in Zeiten von steigendem Protektionismus wichtige Foren zur Erhaltung offener Märkte darstellten. Japan soll die G20-Führung im Jahr 2019 übernehmen und bildet deshalb mit Deutschland und Argentinien die aktuelle Troika der Staatengruppe.
Im Rahmen der argentinischen Präsidentschaft sind über 50 Minister- und Expertentreffen in neun argentinischen Städten geplant. Neben den festen G20-Mitgliedern sollen Chile und die Niederlande als Gastländer mitwirken. Ab dem heutigen Freitag tagt eine Finanzexpertenrunde von Ministern und hochrangiger Beamten der G20-Länder in Bariloche.
Argentinien
Wasser im Schnorchel
Kurzschluss und Schwelbrand in Batterie des U-Boots
Marinesprecher Enrique Balbi bei einer Pressekonferenz. (Foto: dpa)
Buenos Aires (dpa/mc) - In der letzten Funkverbindung des vor knapp zwei Wochen verschollenen argentinischen U-Boots hat der Kapitän einen Kurzschluss und Schwelbrand im Batteriesystem gemeldet. Das geht aus einem internen Bericht der argentinischen Kriegsmarine hervor, der am Montagabend vom Nachrichtensender A24 veröffentlicht wurde. An Bord befanden sich 44 Besatzungsmitglieder.
„Meerwassereintritt über das Lüftungssystem in den Batterietank Nr. 3 verursachte Kurzschluss und Schwelbrand“, heißt es in der veröffentlichten Transkription der Funkverbindung der „ARA San Juan“ vom 15. November. Die Bug-Batterien seien außer Betrieb, das U-Boot navigiere mit den Heck-Batterien weiter. Zweieinhalb Stunden nach dieser Verbindung verzeichneten internationale Meeressonden eine Explosion auf der mutmaßlichen Position des U-Boots.
Der Marinesprecher Kapitän Enrique Balbi erklärte am Montag, zu dem Kurzschluss an Bord sei es gekommen, weil Wasser über den Schnorchel in das U-Boot gelangt sei. Zum Zeitpunkt des Vorfalls gab es hohen Wellengang von über sechs Metern auf der Route des U-Boots im Südatlantik. Die Marine hatte wiederholt gesagt, dass die Batteriepanne nach Angaben des U-Boot-Kapitäns behoben worden sei.
Eine internationale Suchmission durchkämmt die Region des Südatlantiks vor der argentinischen Küste, in der das in Deutschland gebaute U-Boot vermutlich auf Grund gegangen ist. Unter anderem nehmen ein ferngesteuertes Mini-U-Boot der US-Navy und ein russisches Rettungs-U-Boot an der Suche teil.
Die „ARA San Juan“ war gegen illegale Fischerei am Außenrand der Wirtschaftszone Argentiniens im Einsatz gewesen. Die Grenze der Wirtschaftszone verläuft am Kontinentalsockel entlang, bei dem die Meerestiefe von 200 auf bis zu 3000 Meter abfällt. Die Chancen, das U-Boot zu entdecken und zu bergen, hängen davon ab, ob es auf dem flacheren Kontinentalschelf oder jenseits des Kontinentalhangs in großer Tiefe auf Grund liegt.
Staatschef Mauricio Macri hatte eine „seriöse und tiefgründige Untersuchung“ gefordert. Es müsse erst herausgefunden werden, was geschehen sei und weshalb, bevor Verantwortliche dafür gesucht würden, sagte der Präsident nach einem Treffen in der Marine-Kommandantur mit den Verantwortlichen der Rettungsaktion. Am Mittwoch fehlte von dem U-Boot weiterhin jede Spur, wie die Marine in einer Presseerklärung bekannt gab.
Argentinien
Die Woche in Argentinien
Cristina vereidigt
Die Blicke waren einmal mehr auf Cristina Fernández de Kirchner gerichtet: Am Mittwoch legte die einstige Staatschefin unter dem Vorsitz von Vizepräsidentin Gabriela Michetti ihren Amtseid im Senat ab. Einen Posten, den sie bei den Kongresswahlen im vorigen Oktober in der Provinz Buenos Aires errungen hatte. Neben Cristina sind 23 neu gewählte Senatorinnen und Senatoren in ihr Amt eingeführt worden. Darunter mit Carlos Menem (1989 bis 1999) und Adolfo Rodríguez Saá (2001) zwei weitere Ex-Präsidenten der Nation.
Boudou wehrt sich
Ex-Vizepräsident Amado Boudou will die demütigenden Umstände seiner Verhaftung am 3. November nicht auf sich beruhen lassen. In einem handgeschriebenen Schreiben forderte der derzeit in U-Haft sitzende Politiker, in dem Verfahren gegen die vier an der Festnahme beteiligten Beamten der Wasserschutzpolizei (Prefectura) als Kläger zugelassen zu werden. „Ich wurde gezwungen, auf entwürdigende Weise für Fotos zu posieren, die anschließend in den Medien verbreitet wurden“, beschreibt Boudou die Situation. Am frühen Morgen hatten Polizisten und Justizbeamte Boudou in dessen Wohnung in Puerto Madero aufgesucht, um den einstigen Vize von Cristina Fernández de Kirchner wegen Verdachts auf Korruption und Amtsmissbrauch zu verhaften. Dabei wurde Boudou barfuß in Pyjamahose gefilmt. Auch diese Aufnahmen gelangen an die Öffentlichkeit. Bereits bei einer richterlichen Vernehmung in der Vorwoche hatte Boudou beklagt, Richter Ariel Lijo, der die Verhaftung angeordnet hatte, habe ihn als eine Art „Jagdtrophäe“ vorführen wollen.
Gleichberechtigung auf Wahllisten
Auf den Wahllisten für die Wahlen zum nationalen Kongress sollen zukünftig genauso viele Frauen wie Männer vertreten sein. Dies beschloss die Deputiertenkammer vor wenigen Tagen in einer Nachtsitzung. Die Mehrheit war überdeutlich: 168 Abgeordnete stimmten für den Vorschlag, der zuvor im Ausschuss für Verfassungsangelegenheiten ausgearbeitet worden war. Lediglich vier männliche Parlamentarier votierten dagegen. Die Abgeordnete Graciela Navarro aus Santiago del Estero enthielt sich. Es war die Deputierte Victoria Donda (Libres del Sur), die das Thema spontan und zu später Stunde auf die Tagesordnung gebracht hatte. Durch die Entscheidung des Unterhauses hat die Verpflichtung, die Wahllisten paritätisch nach Geschlechtern zusammenzusetzen, Gesetzesrang. Schließlich hatte im Vorjahr bereits der Senat für das Vorhaben gestimmt.
Macri nach Davos
Präsident Mauricio Macri will am nächsten Weltwirtschaftsforum im schweizerischen Davos teilnehmen. Das 48. Treffen von international führenden Wirtschaftsexperten, Politikern, Intellektuellen und Journalisten im Kanton Graubünden findet vom 23. bis 26. Januar statt. Bereits Anfang 2016, kurz nach seinem Amtsantritt als Staatschef, hatte Macri an dem jährlichen Treffen teilgenommen und für Investitionen in Argentinien geworben. Dies dürfte auch diesmal seine Hauptzielsetzung sein. Im Rahmen seiner Reise nach Europa will Macri auch dem russischen Präsidenten Wladimir Putin einen Besuch abstatten, um die Wirtschaftsbeziehungen zwischen beiden Ländern auszubauen. Des Weiteren ist eine Visite beim französischen Staatsoberhaupt Emmanuel Macron in Paris geplant.
Mapuche erschossen
Erst hielt das Verschwinden des Indio-Aktivisten Santiago Maldonado die Nation in Atem. Nun beherrscht der Tod des Mapuche Rafael Nahuel die Schlagzeilen. Der 22-jährige Indigene wurde am Sonnabend bei einer Auseinandersetzung erschossen, die sich die Sondereinheit „Albatros“ der Wasserschutzpolizei (Prefectura) und Mitglieder der Mapuche-Organisation „Lof Lafuken Winkul Mapu“ in Villa Mascardi (Río Negro) lieferten. Wie die Zeitung „Clarín“ berichtete, entspreche das Kaliber der Tatwaffe (9 Millimeter) den Patronen, die für gewöhnlich von der Wasserschutzpolizei (Prefectura) verwendet werden. Die Auseinandersetzungen fanden vor dem Hintergrund einer richterlich angeordneten Räumung von Naturschutzgebieten in der Nähe von Bariloche statt, die von Mapuche-Aktivisten besetzt worden waren. Laut Polizeiangaben gehörte Nahuel zu den Anführern der Besetzung. Die Untersuchung des Todesfalls gestaltete sich schwierig, da das Territorium weiter in der Hand der Mapuche ist. Die Nationalregierung kritisierte das aus ihrer Sicht zu langsame Vorgehen der Justizbehörden vor Ort. (AT/mc)
Meinung
Die Streitkräfte
Von Juan E. Alemann
Der Unfall des U-Bootes ARA San Juan hat beiläufig die Aufmerksamkeit auf die Streitkräfte gelenkt. In der Tat gibt es seit Dezember 1983, als Raúl Alfonsín als Präsident antrat, kein Militärkonzept. Wozu sind die Streitkräfte da? Welche Struktur und welchen Umfang sollen sie haben? Fragen ohne Antwort.
Unter Alfonsín wurde das Budget der Streitkräfte gekürzt, und dabei blieben die Gehälter der Offiziere, die vorher an die der Richter gekoppelt waren, weit hinter der Inflation zurück. Aber die Struktur blieb unverändert. Unter Menem wurden einmal die Unternehmen der Streitkräfte privatisiert. Die Unternehmen von “Fabricaciones Militares” (Heer) wurden fast alle verkauft. Die Flugzeugfabrik der Luftwaffe in Córdoba wurde der US-Firma Lockheed übertragen und für die Instandsetzung der Flugzeuge der Luftwaffe eingesetzt. Néstor K, hat sie wieder verstaatlicht. Die Marinewerft Tandanor wurde privatisiert (und später vom Verteidigungsministerium übernommen). Dann wurden auch die vierte Division des Heeres in Santa Rosa, Provinz La Pampa, und mehrere Regimenter aufgelöst. Und schließlich wurde der Militärdienst abgeschafft, die Rekruten wurden durch Berufssoldaten ersetzt.
Das Programm des Baus von Mittelstreckenraketen, das unter Alfonsín eingeleitet wurde, wurde von Menem beendet, weil es im Grunde eine Bedrohung für die Nachbarländer darstellte. Als Folge dieser Entscheidung gab Brasilien ein Programm für die Herstellung einer Atombombe und Chile eines für chemische Waffen auf. Der damalige Präsident der USA, George Bush (Vater), begrüßte es damals, dass Südamerika eine Region ohne Massenvernichtungswaffen wurde. Für Argentinien u.a Länder war dies gewiss ein positives Konzept. Doch es stellt keine Antwort auf die Frage über Umfang und Struktur der Streitkräfte dar.
Unter den Kirchner-Regierungen wurden die Streitkräfte total vernachlässigt. Néstor und Cristina K., die in den 70er Jahren den Montonero-Terroristen nahestanden, betrachteten die Streitkräfte als Feinde und behandelten sie dementsprechend. Das konkrete Ergebnis war, dass die Streitkräfte schließlich kaum noch ausgerüstet waren, um ihre Funktion überhaupt erfüllen zu können. Von den dreizehn Hercules-Transportflugzeugen, über die die Luftwaffe 2003 verfügte, sind inzwischen nur noch drei flugtauglich. Von 60 Kampfflugzeugen verblieben bestenfalls acht. Die Flotte der Kriegsmarine ist verkommen, und ein Schiff versank vor einigen Jahren am Hafen von Puerto Belgrano. Das Heer verfügt auch nur über einen Teil der Panzer, Lastwagen und Waffen von früher. Die Streitkräfte sind heute nicht in der Lage, das Land zu verteidigen. Zum Glück besteht Frieden mit den Nachbarn und auch keine Aussicht, dass ein anderes Land einen Krieg gegen Argentinien einleitet. Für diesen Fall wäre Argentinien auf die Unterstützung der Großmächte angewiesen, was auch ein Grund für gute Beziehungen ist.
Man muss jetzt davon ausgehen, dass die Mittel für die Streitkräfte begrenzt sind. Deshalb sollte zunächst die Struktur rationalisiert werden. Es hat z.B. keinen Sinn, dass das Heer und die Marine eine Flugabteilung haben, oder dass die Schulung der Offiziere nicht gemeinsam erfolgt. Und danach muss man sich genau überlegen, was an erster Stelle gekauft werden muss. Die Macri-Regierung arbeitet jetzt in dieser Richtung, und Verteidigungsminister Oscar Aguad hat angeblich ein klares Konzept.
Beiläufig kommt hier noch eine andere Frage auf: Sollten die Streitkräfte beim Kampf gegen Drogenhandel und Terrorismus mitwirken? Sie können dabei gewiss einen wichtigen Beitrag leisten.
Meinung
Im Blickfeld: SPD unter Druck
Von Stefan Kuhn
Das war kein feiner Zug. Gerade erst haben die deutschen Sozialdemokraten ihre Blockadehaltung gegen eine große Koalition aufgeweicht und wollen mit den Unionsparteien zumindest mal reden, da liefert ihnen ein bayrischer Unionschrist ein prächtiges Gegenargument für ein Regierungsbündnis. Bundesminister Christian Schmidt (CSU) hat bei EU-Verhandlungen einer Zulassungsverlängerung des Unkrautvernichtungsmittels Glyphosat zugestimmt. Laut Koalitionsverhandlungen hätte er sich enthalten müssen, denn das SPD-geführte Umweltministerium war gegen eine Verlängerung. Das Herbizid steht im Verdacht krebserregend und für das Insektensterben mitverantwortlich zu sein. Schmidts Alleingang war ein schwerer Vertrauensbruch gegenüber der SPD, mit der die Unionsparteien noch in einer geschäftsführenden Regierung sitzen.
Ganz zu ist die Tür für eine Neuauflage der großen Koalition auch nach Schmidts Verletzung des Koalitionsvertrags nicht. Nach dem Gespräch der Parteichefs Angela Merkel (CDU), Horst Seehofer (CSU) und Martin Schulz (SPD) mit Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier wird es wohl Sondierungsgespräche der Parteien geben. Deren Ergebnis ist völlig offen, wie man bei den “Jamaika”-Vorverhandlungen gesehen hat. Allerdings kann man davon ausgehen, dass CDU/CSU und SPD ergebnisorientierter verhandeln. Imaginäre Gefühle wie bei Lindner werden sicher nicht zu einem Abbruch führen. Sollte die SPD erneut ein Regierungsbündnis mit der Union eingehen, muss sie liefern, denn ohne klare sozialdemokratische Handschrift würde das ungeliebte Bündnis bei der Parteibasis scheitern.
Alternativen zur GroKo, wie sie in Deutschland genannt wird, gibt es kaum. Der sympathischste Vorschlag ist eine “Kenia”-Koalition aus CDU/CSU, SPD und den Grünen. Das gibt es bereits in Sachsen-Anhalt, allerdings gibt es da auch keine CSU. Der Vorschlag kam von den SPD-Politikern Gesine Schwan und Wolfgang Thierse, dem früheren Bundestagspräsidenten. Mit der CSU hätte diese Variante keinen Sinn oder keinen “Mehrwert” wie das der Grünen-Chef Cem Özdemir bezeichnet. Man bräuchte die Grünen nicht. Ohne die CSU schon, und das ist das sympathische an der Idee. Denn die CSU hat in den letzten zwei Jahren Oppositionspolitik betrieben, obwohl sie an der Regierung beteiligt war. In der vergangenen Legislaturperiode war das kein Problem. Auch wenn alle CSU-Abgeordneten im Bundestag gegen die eigene Regierung gestimmt hätten, hätten SPD und CDU allein noch eine Regierungsmehrheit von 70 Prozent gehabt. Heute läge sie in solch einem Fall knapp unter der absoluten Mehrheit. Doch das sind unnütze Rechenspiele. Die Grünen hätten eine schlechte Position in einer “Kenia”-Koalition. Und die CSU auszuschließen hieße, die Fraktionsgemeinschaft mit der CDU aufzulösen. Davor werden sich beide Parteien hüten, denn es würde eine Tsunami in der deutschen Parteienlandschaft nach sich ziehen.
Nur weniger sympathisch, ebenfalls nur theoretisch, ist die Option einer CDU/CSU-Minderheitsregierung. Schlösse man die FDP mit ein, wäre diese Regierung wohl auf die Stimmen der rechtspopulistischen AfD angewiesen, und das kann keiner wollen. Etwas günstiger wäre eine Einbeziehung der Grünen, denn da könnten die Mehrheiten mit der SPD und unter Umständen sogar mit der FDP erreicht werden. Das Sympathische an einer Minderheitsregierung ist die Aufwertung des Parlaments. Die Regierung muss sich um Mehrheiten bemühen, verhandeln, Kompromisse und Angebote machen. Es wird gestritten, es werden Argumente ausgetauscht, und Gesetzesinitiativen aus dem Parlament wären chancenreicher. Das Herz der Demokratie, die Legislative, wird wiederbelebt.
Das ist ein schönes, aber realitätsfernes Bild. Eine CDU/CSU-Minderheitsregierung wäre dazu gezwungen, fast ausschließlich mit der SPD zu verhandeln. Für andere Mehrheiten bräuchte sie die Stimmen zweier Fraktionen. Weil die Linke und die AfD nicht in Frage kommen, stünden als Alternative nur noch FDP und Grüne zur Verfügung. Von den Grünen könnte die Kanzlerin wenig Kooperationsbereitschaft erwarten, denn die sind in den Sondierungsgesprächen mit CDU/CSU bis an die Schmerzgrenze gegangen. Die dort erreichten Kompromisse haben in der Opposition ihren Wert verloren.
Verfechter einer Minderheitsregierung bringen gerne das Argument ein, dass es in Deutschland fast immer Minderheitsregierungen gibt. Eine Regierung mag eine satte Mehrheit im Bundestag haben, aber das Gros der Gesetze ist zustimmungspflichtig. Das heißt, dass die Bundesregierung im Bundesrat, der Länderkammer, Mehrheiten finden muss. Das ist mehr ein Argument gegen eine Minderheitsregierung. Es bedeutet, noch längere Verhandlungen bis zur Verabschiedung eines Gesetzes.
Eine Minderheitsregierung wäre bei der Zusammensetzung des Bundestags eine Farce. Sie würde bedeuten, dass die SPD als fast alleinige Mehrheitsbeschafferin quasi mitregiert, ohne Minister zu stellen. Warum sollte sie das tun? Der einzige Grund wäre, die Fraktionschefin und “Oppositionsführerin” Andrea Nahles als künftige Kanzlerkandidatin aufzubauen und zu einem günstigen Zeitpunkt Bundeskanzlerin Merkel scheitern zu lassen. Solch eine Taktik könnte aufgehen, birgt allerdings große Risiken. Das größte ist: Man darf Angela Merkel nicht unterschätzen. Sie könnte am Ende als einzig verlässliche Person in der deutschen Politik dastehen, aber das ist nur eines von vielen Szenarien.
Meinung
Randglossen
Der U-Boot-Unfall hat beiläufig einen weiteren Korruptionsfall aufgedeckt. Als anlässlich der Instandsetzung, die 2014 erfolgte, die Batterien hätten ausgetauscht werden müssen, wurden sie nur fahrlässig repariert, und dabei gab es ein Schmiergeld. Das wurde damals vor Gericht angezeigt, aber vom korrupten K-Richter Oyarbide abgelehnt. Hätte es sich nur um einen Aufpreis gehandelt, wäre der Fall in Vergessenheit geraten. Aber hier handelt es sich darum, dass die defekten Batterien angeblich diesen schweren Unfall verursacht haben. Es besteht somit eine Verantwortung, die weit über das entwendete Geld hinausgeht. Es fällt jedoch auf, dass niemand dies bei der Kontrolle aufgedeckt hat, nachdem bei U-Booten die gleiche Sorgfalt wie bei Flugzeugen die Regel ist.
Gewinner der deutschen Regierungsfindungskrise ist eindeutig das Grundgesetz. Die Lobeshymnen für die Klugheit der Verfassungsväter häufen sich, und Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier interpretiert das Grundgesetz aufrichtig und gut. In einer Volkswahl würde er vermutlich stante pede zum Kanzler gekürt werden. Doch das wäre verfassungswidrig. Es ist gut, dass Steinmeier die Parteien an ihre staatspolitische Verantwortung erinnert, aber haben die Wählerinnen und Wähler wirklich einen Anspruch darauf, dass die Parteien den Mist bereinigen, den sie nicht selbst verursacht haben? Parteien wirken laut Grundgesetz an der politischen Willensbildung des Volkes mit. Sie haben Programme und Überzeugungen für die sie gewählt wurden. Sie haben auch staatspolitische Verantwortung, aber das heißt nicht, dass sie Deutschlands wegen ihre Existenz aufs Spiel setzen müssen. Das verlangt auch das Grundgesetz nicht.
Warum Bundeslandwirtschaftsminister Christian Schmidt (CSU) einer Verlängerung der Glyphosat-Zulassung zugestimmt hat, weiß vermutlich nur er selbst. Vielleicht wollte er noch einmal in die Schlagzeilen, bevor er auf den Hinterbänken des Parlaments versauert? Eine Wiener Zeitung sieht sogar Verbindungen zum deutschen Chemieriesen Bayer, der den wichtigsten Glyphosat-Produzenten Monsanto übernehmen will. An so böse Dinge mag man gar nicht denken. Vermutlich hatte der Minister einfach die Nase voll von dem ewigen Gezerre um das viel kritisierte Herbizid. Erleichtert hat Schmidt die Sondierungsgespräche seiner Partei mit der SPD jedenfalls nicht. Selbst FDP-Chef Christian Lindner ätzt nach. Schließlich hatte er den Abbruch der Koalitionsverhandlungen mit einer mangelnden Vertrauensbasis begründet. Vertrauen kann man Herrn Schmidt jedenfalls nicht mehr. Warum auch immer.
Wirtschaft
Argentinische Wirtschaft
Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 17,72, gegen $ 17,75 eine Woche zuvor. Der Kurs lag um 9,59% über Ende Dezember 2016, wobei die internen Preise in dieser Periode um über doppelt so viel zugenommen haben. Die ZB-Reserven lagen bei u$s 54,66 Mrd. gegen u$s 55 Mrd. in der Vorwoche. Der Rofex-Terminkurs lag zum 31.10.2018 bei $ 21,17, was einen Jahreszinssatz von 23,6% zum Ausdruck bringt.
***
Der Merval-Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Mittwoch einen Rückgang von 1,56%, liegt jedoch um 58,02% über Ende 2016.
***
Die Staatstitel verzeichnen in einer Woche zum Mittwoch eine leichte Besserung. Die Entwicklung war im Einzelnen wie folgt: Argentina 2019: ohne Änderung; Argentina 2021: +0,09%; Argentina 2026: +0,04%; Argentina 2046: +0,18%; Bonar 2024: +0,47%.
***
Gold wurde in Buenos Aires (Banco Ciudad) am Mittwoch bei 18 Karat zu $ 403,08 je Gramm gehandelt (Vorwoche: $ 402,15), und bei 24 Karat zu $ 575,85 ($ 574,50).
***
Die Geldmenge, gemessen aks monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB), stieg in 12 Monaten zum 27.11.17 um 28,29%, und das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Kontokorrent- und Spardepositen), das sich auf Zahlungsmittel im weiteren Sinn bezieht, nahm um 30,23% zu.
***
Die gesamten Pesodepositen der Banken stiegen in 12 Monaten zum 27.11.17 um 23,08% auf $ 1,84 Bio., und die gesamten Pesokredite der Banken nahmen in der gleichen Periode um 42,51% auf $ 1,34 Bio. zu. Die Dollardepositen lagen mit $ 30,81 Mrd. um 22,29% über dem Vorjahr, und die Dollarkredite erreichten u$s 15,09 Mrd, 63,27% über dem Vorjahr. Während die Pesokredite 72,28% der Depositen ausmachten (ein Koeffizient, der in den letzten Wochen stark gestiegen ist), waren es bei Dollarkrediten nur 49%, weil der Bereich der Dollarkredite auf Finanzierungen beschränkt ist, die mit dem Aussenhandel zusammenhängen. Die internen Dollarkredite könnten 80% der Depositen ausmachen.
***
Das private Postunternehmen OCA befindet sich in einer schwierigen finanziellen Lage, zu der noch ein Konflikt mit der AFIP hinzukommt, der ähnlich wie der von Cristóbal López ist. OCA schuldet nicht nur Gewinn-und MwSteuer, sondern auch Arbeitnehmer-Beiträge zum Pensionierungsystem, die jedoch von den Unternehmen nur einbehalten und dann mit der Zahlung der Löhne an die AFIP abgeführt werden müssen. Der Betrag der Schuld beläuft sich angeblich auf $ 3,5 Mrd. Hier handelt es sich somit nicht nur um Hinterziehung, sondern um Betrug, für den Haftstrafe vorgesehen ist. Die AFIP hat das Vermögen von OCA für über $ 2 Mrd. beschlagnahmt. Der zuständige Richter hat dem Konkursantrag von OCA stattgegeben, aber es Bedarf jetzt noch der Zustimmung der AFIP, damit die Schuld in Raten gezahlt werden kann, was jedoch formell-rechtlich nur für einen Teil möglich ist. OCA beschäftigt ca. 7.000 Arbeitnehmer, sodass der Zusammenbruch ein soziales Problem schafft. Das Grundproblem von OCA besteht darin, dass schriftliche Post durch Internet-Post ersetzt wurde, wobei andere private Postunternehmen sich auf die Verteilung von Paketen konzentriert haben. Als Besitzer von OCA tritt jetzt Patricio Farcuh auf, von dem angenommen wird, dass er ein Strohmann des mächtigen Gewerkschafters Hugo Moyano ist, der sich ohnehin Sorgen über den Fall macht, weil er die Gewerkschaft der Postarbeiter kontrolliert.
***
Die Gouverneurin der Provinz Buenos Aires, María Eugenia Vidal, hat im Provinzkongress ein Gesetzesprojekt eingebracht, das 221 politische Staatsämter abschafft und eine Ersparnis von $ 600 Mio. im Jahr herbeiführen soll. Außerdem schließt das Projekt eine Beschränkung der Sonderpensionen von Ministern, Staatssekretären und Provinzdeputierten ein. Insgesamt sollen schließlich um die $ 3 Mrd. jährlich gespart werden.
***
Der Senat verabschiedete am Mittwoch zwei wichtige Gesetzesprojekte der Regierung, die jetzt noch von der Deputiertenkammer behandelt werden müssen. Das erste bezieht sich auf die Reform des Pensionierungssystems, bei dem jetzt die Indexierung zu 70% auf der Grundlage des Preisindices des INDEC und 30% auf Grund des Lohnindexes des Arbeitsministriums erfolgt, was schließlich eine geringere Zunahme als das bestehende System ergibt. 43 Senatoren stimmten für die Reform, 23 dagegen und 3 enthielten sich der Stimme. Außerdem wurde das Gesetz über den Fiskalpakt angenommen, das eine Begrenzung der Ausgaben des staatliche Bereichs vorsieht, die auch Provinzen umfasst.
***
Die Reform des Gesetzes über Arbeitsunfall- und Krankheitsversicherung, die vorerst nur in der Bundeshauptstadt, Córdoba und Mendoza gilt, hat in der Hauptstadt schon dazu geführt, dass 85% der Klagen ohne Prozess gelöst werden. Das Gesetz sieht vor, dass eine offizielle ärztliche Kommission ein Gutachten abgeben muss, was dazu geführt hat, dass getäuschte Unfälle und Krankheiten ausgeschlossen werden, und die, die effektiv bestehen, auf ihren wirklichen Umfang beschränkt werden. Die Regierung bemüht sich um die Annahme der Reform durch die verbleibenden Provinzen, an erster Stelle die von Buenos Aires. Es ist anzunehmen, dass dies mit der neuen Zusammensetzung der Provinzparlamente ab 10. Dezember einfacher wird.
***
Der Index der Industrieproduktion, den das Institut für Wirtschaftsforschung FIEL ausarbeitet, ergibt für Oktober 2017 eine Zunahme von 23,7% gegenüber dem gleichen Vorjahresmonat, aber eine Abnahme von 2,7% gegenüber September 2017. Die ersten 10 Monaten 2017 liegen um 2% über dem Vorjahr.
***
Die Regierung hat am Mittwoch 66 Projekte über Stromerzeugung auf Grund erneuerbarer Quellen zugeteilt, bei denen der geforderte garantierte Preis mit u$s 52,1 pro MWSt. um 9% unter dem vorgesehenhen lag. Es handelte sich um die 2. Runde des Renovar-Programmes, das sich auf 1.408 MW in 21 Provinzen bezieht. 8 Projekte beziehen sich auf Windkraftwerke, für insgesamt 665,8 MW zu durchschnittlich u$s 41,23; 12 Projekte beziehen sich auf Sonnenenergie, für insgeamt u$s 556,8 MW und u$s 43,46 pro MWSt. 9 Projekte beziehen sich auf kleine Wasserkraftwerke, für 20,8 MW. zu u$s 98,89 pro MWSt. und der Rest auf Biomasse.
***
Mit der neuen Indexierungsformel, die der Senat in der Vorwoche genehmigt hat, werden die Pensionen und Hinterbliebenenrenten, und auch das Kindergeld u.a. Subventionen im März um 5,7% zunehmen, statt 5,2%, wie es vorgesehen war, und 12% bei Beibehaltung des bisherigen Sytems gewesen wäre. Die Regierung hatte vorgeschlagen, dass die Zunahme gleich wie die des Indices der Konsumentenpreise des INDEC plus 5% des BIP-Wachstums bis Juni sein würde. Doch der Senat hat die Formel geändert: 70% der Zulage erfolgen gemäss Inflation und 30% auf der Grundlage des RIPTE-Lohnindices des Arbeits-
ministeriums. Die Mindestpension steigt dabei von $ 7.246 auf $ 7.659 (statt auf $ 7.623, wie es im Regierungsprojekt vorgesehen war). Das Schatzministerium rechnet damit, dass die jetzt beschlossene Indexierungformel 2018 dem Staat um die $ 100 Mrd. spart, bezogen auf den Betrag, der sich bei der bisherigen Indexierungsformel ergibt, mit dem das Budget für 2018 berechnet wurde.
***
Der EMAE-Index des Indec, der eine grobe Schätzung des BIP ist, ergibt für September eine interannuelle Zunahme von 3,8%, und gegenüber August 2017 eine von 0,1%. Die einzigen Bereiche (von den 15, die diese Statistik umfasst), die interanuelle Abnahmen verzeichnen, sind Bergbau und Strom, Wasser und Gas. Die höchsten interanuellen Zunahmen verzeichnen die Fischerei (+39,8%), die Bauwirtschaft (+13,2%) und die Finanzen (+7%). Die ersten 10 Monate 2017 liegen um 2,5% über dem Vorjahr. Der Stand vom September entspricht dem vom Juli 2015, so dass die Rezession, die Ende 2015 eintrat und sich 2016 verschärfte, erst in 27 Monaten aufgeholt wurde.
***
Die Preise, zu denen Strom aus erneuerbaren Quellen angeboten wird, liegen bei der letzten Ausschreibung um 20% unter den bisherigen. Bei der zweiten Runde des Renovar-Programmes wurde ein Preis von u$s 37 je MW bei Windkraftwerken und von u$s 40,4 bei Sonnenanlagen gefordert. Es gab 228 Offerten, die insgesamt 9.401,7 MW ausmachen, fast acht Mal so viel wie die 1.200 MW, die hier ausgeschrieben wurden. Es gab 53 Projekte für Windkraftwerke und 76 für Solaranlagen. Hinzu kommen noch andere, die sich auf Biomasse, Biogas und kleine Wasserkraftwerke beziehen.
***
Der Straßenverkauf ist in der Bundeshauptstadt im Oktober im Vergleich zum Vorjahr um 71,5% zurückgegangen, teilt die argentinische Handelskammer mit. Es waren dieses Jahr nur 494 illegale Verkaufsstellen, von deneen 190 auf das Stadtviertel Liniers entfielen. Hingegen hat die Zahl der Straßenverkäufer in La Plata zugenommen.
***
Das Landwirtschaftsministerium rchnet für die Periode 2017/18 mit einer mit Sojabohne bebauten Fläche von 16,8 Mio. ha., 6,7% unter dem Vorjahr. Bei Mais wird mit 8,8 Mio. ha gerechnet, gegen 8,92 Mio. ha. im Vorjahr. Dennoch wird in beiden Fällen mit einer höheren Produktion gerechnet, wegen höherer Erträge. Bei Weizen wird für 2017/18 mit 18 Mio. Tonnen gerechnet.
***
Die Banco Nación hat die Zinsen für Spardepositen und Kredite stark erhöht, als Folge der hohen Zinsen für Lebac (28,75%). Bei den Krediten mit UVA-Berichtigung verbleibt der Zinssatz bei 3,5%, wenn es sich um Procrear-Kredite handelt, steigt jedoch von 4,5% auf 5,5% bei Krediten an Kunden der Bank und von 5,5% auf 7% für andere. Die neuen Sätze sind in diesem letzten Fall sehr hoch und belasten das Einkommen der Kreditnehmer oft in einem schwer erträglichem Ausmass, vor allem, wenn die Inflation gelegentlich eine höhere Monatsrate erreicht. Indexierte Hypothekarkredite müssen sehr niedrig verzinst werden. Die Banco Nación verfügt über hohe Depositen des staatlichen Bereichs, und auch über die Steuereinnahmen, die nicht sofort an an die AFIP abgeführt werden, und zahlt hier keine Zinsen. Das sollte der Bank erlauben, niedrige Zinsen bei Hypothekarkrediten zu verkraften, um dieses System zu fördern. Schließlich ist die Banco Nación eine Staatsbank, die für die Wirtschaftspolitik der Regierung eingesetzt wird, und dabei gelegentlich anders handelt, als Privatbanken.
***
Das spanische Institut für offizielle Kredite (ICO) hat der staatlichen Bank für Investitionen und Außenhandel (BICE) einen Kredit von u$s 25 Mio. bereitgestellt, der für die Finanzierung der Käufe spanischer Maschinen und Anlagen durch kleine und mittlere lokale Unternehmen (pymes) bestimmt ist.
***
Wie die Zeitung “Clarín” berichtet, will die Regierung unmitelbar die Belegschaft der Staatsverwaltung, die 193.000 Personen umfasst (Justiz, Erziehung, Verteidigung u.a. Bereiche sind hier nicht eingeschlossen) um 19.119 Personen verringern. Das stellt eine Ersparnis von mindestens $ 4 Mrd. pro Jahr dar. Diejenigen, die das Pensionierungsalter erreicht haben, werden zwangspensioniert. Die Verträge, die Ende 2017 ablaufen, werden nicht erneuert. Diese Angestellten haben noch keinen Beamtenstatus. Ebenfalls sollen politische Ämter (Staatssekretäre, Unterstaatssekretäre u.a.) abgeschafft werden, was für die Betroffenen einer Entlassung entspricht. Hier geht es um Gehälter von über $ 50.000 pro Monat. Das Modernisierungsministerium hat den Verantwortlichen der einzelnen Bereiche der Staatsverwaltung eine Liste der überflüssigen Posten übergeben. Die Gewerkschaft der Staatsangestellten ATE hat daraufhin mit einem Streik für den 6. Dezember gedroht.
***
Die Gouverneurin der Provinz Buenos Aires, María Eugenia Vidal, hat ein Gesetzesprojekt vorbereitet, das bestimmt, dass für Gouverneure und Abgeordnete der Provinz das gleiche Pensionierungsystem wie für alle Staatsangestellten der Provinz gilt. Sie würden somit 70% ihres letzten Gehaltes beziehen, bei 35 Jahren Beiträgen und mit über 60 Jahren. Hingegen erhalten sie jetzt (Gesetz 8320) 82% ihres Gehaltes, wobei nur 50 Jahre und keine Bei-
träge gefordert werden.
***
Die Regierung hat beschlossen, die Konzession der Flughäfen der Firma Aeropuertos Argentina 2000 (von Corporación América, von Eduardo Eurnekian), nicht 2018 zu beenden, wie es eine Klausel des Vertrages erlaubt, sondern sie um weitere 20 Jahre, bis Ende 2028, zu verlängern. Dabei bleibt das Thema des städtischen Flughafens Aeroparque weiter ungelöst. Dieser Flugplatz erfüllt nicht die Sicherheitsbedingungen, die international gefordert werden, und verursacht viel Lärm in den Bezirken der Stadt und der Vororte, die nördlich und nahe am Rio de la Plata liegen. Die Lösung ist ein Flughafen auf dem Fluss, der mit einer Brücke zum bestehenden verbunden wird, so dass die Räume für Abfertigung der Passagiere verbleiben. Die Regierung hat die Gelegenheit verpasst, die Durchführung dieses Projektes (das vor zwei Jahrzehnten schon eingehend studiert und fertiggestellt wurde) an die Verlängerung der Konzession zu binden, wobei hier das neue System der öffentlich-privaten Zusammenarbeit angewendet werden könnte.
***
In Argentinien bestehen 53 Projekte für Lithiumausbeutung, die eine Gesamtinvestition von u$s 2 Mrd. darstellen, berichtet der geologische Dienst der US-Regierung, der in Verbindung mit dem argentinischen (Segemar) einen Bericht vorgestellt hat, der “Argentina lithium Map” heisst. 27 Projekte haben schon eine Bergbaukonzession oder eine Beteiligung an diesen. Argentinien verfügt gegenwärtig über 13,8% der weltweiten Lithiumreserven, während es 2015 nur 6,3% waren. Bei den schon genau festgestellten Ressourcen hat Argentinien eine Beteiligung von 19,1%, gegen 16,3% vor zwei Jahren.
***
Die EU-Kommission hat diese Woche die Verhandlungen über das Freihandelsabkommen mit dem Mercosur wieder aufgenommen, trotz der Warnung von Frankreich u.a. Staaten über die Gefahr einer weiteren Liberalisierung des Importes von Rindfleisch und mehreren anderen Landwirtschaftsprodukten. Auf der anderen Seite stösst die Senkung der Importzölle für industrielle Produkte der EU in Brasilien und Argentinien auf Wiederstand. Deutschland widersetzt sich der Frist von 15 Jahren, die der Mercosur für die schrittweise Senkung der Importzölle auf Automobile vorschlägt. Die Aussichten für einen baldigen Abschluss des Abkommens sind gering.
***
Die Argentinische Agentur für Investitionen und Außenhandel (AAAICI) hat bekanntgegeben, dass zum 31. Oktober 2017 Investitionsprojekte für insgesamt u$s 79,23 Mrd. gemeldet wurden, die sich auf 729 Einzelprojekte aufteilen. Davon wurden bisher Projekte für u$s 6,16 Mrd. durchgeführt, und andere für u$s 34,25 Mrd. befinden sich im Durchführungsstadium. Bei den Projekten, die sich auf Erdöl und Gas beziehen, sind die Durchführungzeiten lang. Im letzten Monat sind 51 neue Projekte hinzugekommen, die eine Investition von u$s 5,38 Mrd. darstellen.Von diesen entfallen 25,1% auf Erdöl und Gas, 8,3% auf Bergbau, 7,7% auf Kraftwerke und öffentliche Dienste, 7,6% auf Telefonie,16,8% auf Immobilien, 5,9% auf erneuerbare Energie, 4,5% auf Konsumgüter, 4,4% auf Industriegüter und 2,8% auf Landwirtschaft und damit verbundene Industrie.
***
Die AFIP hat den Antrag von Cristóbal López abgelehnt, den er Bundesrichter Julián Ercolini vorleget hat, und darin besteht, die Beschlagnahme seines Vermögens aufzuheben, und die Aktien des Indalo-Konzerns (der 170 Unternehmen umfasst) auf den Fonds OP Investments zu übertragen. Die AFIP besteht darauf, dass als erstes die Schuld wegen der von Oil Combustibles einbehalteten Brennstoffsteuer (die die Firma für Rechnung der AFIP kassiert, aber nicht abgeführt hat, wie es das Gesetz vorschreibt) gezahlt wird. Es handelt sich um einen Betrag von ursprünglich $ 8 Mrd. (was damals ca. u$s 1 Mrd. entsprach), und jetzt mit Zinsen und Bussen angeblich bei $ 12 Mrd. liegt. Es ist jedoch fragwürdig, ob der ganze Konzern so viel wert ist, so dass es eigentlich darum geht, wie viel die AFIP bereit ist, zu verlieren, damit die einzelnen Unternehmen, um die es hier geht, unter neuer Führung weiter bestehen können. Die Alternative eines Konkurses des ganzen Konzerns, mit Schließung sämtlicher Unternehmen, dürfte sowohl für die Regierung wie auch für die AFIP nicht erwünscht sein.
***
Die AFIP hat eine Bande aufgedeckt, die falsche Rechnungen ausstellte, wobei schon ein Betrag von $ 4 Mrd. festgestellt wurde, was eine Steuerhinterziehung von ca. $ 2 Mrd. darstellt. Als Folge der AFIP-Anzeige vor Gericht wurden neuen Personen verhaftet. An die 3.500 Steurzahler haben diese falschen Rechnungen verwendet, bei denen sie die Ausgaben künstlich aufblähten und den versteuerbaren Gewinn verringerten. Es wurde nicht geklärt, ob bei diesen falschen Rechnungen die MwSt. gezahlt wurde; aber es ist anzunehmen, dass dies der Fall war. Zunächst wurden schon 45 Haussuchungen verfügt. Die falschen Rechnungen, die sich auf nicht existente Verkäufe beziehen, sind nicht leicht zu entdecken, weil diejenigen, die sie ausstellten, auch bei der AFIP eingetragen waren, zu welchem Zweck sie Personen mit geringem Einkommen einsetzten, die auch dabei etwas verdienten.
***
Per Dekret wurde der Import von Erdöl ab Dezember freigegeben. Das Register der Importgeschäfte von Rohöl und Erdölderivaten, das im März 2017 geschaffen wurde und eine Kontingentierung dieser Importe bedeutete, wurde abgschafft. Der internationale Erdölpreis liegt gegenwärtig auf einem Niveau, dass keine Gefahr für die lokalen Erdölunternehmen bedeutet, die bei den Preisen, die im März bestanden, Gefahr liefen, von Importen verdrängt zu werden. In 9 Monaten 2017 wurde Erdöl für u$s 292,78 Mio. importiert, gegen u$s 191,17 Mio. in der gleichen Vorjahresperiode und u$s 301,24 Mio. in 9 Monaten 2015. (Daten des Energie- und Berbgbaumi-
nisteriums).
***
In 10 Monaten 2017 wurden 253.000 Tonnen Rindfleisch exportiert, 32% mehr als in der gleichen Vorjahresperiode, gab der Exportkonzern ABC bekannt. Der Erlös dieser Exporte erreichte u$s 1,18 Mrd., 22% mehr als im Vorjahr. Der niedrigere Einheitswert ist auf einen allgemeinen Preisrückgang und auf eine höhere Beteiligung von China, das billigere Fleischschnitte importiert, zurückzuführen.
***
Der Industriekonzern Siemens hat einen Auftrag für ein Gaskraftwerk in Argentinien erhalten. Mit seinem argentinischen Partner Techint soll Siemens eine bestehende Anlage erweitern, teilte der Konzern am Mittwoch mit. Die elektrische Gesamtleistung steige dadurch von 168 auf rund 364 Megawatt. Die Inbetriebnahme ist für Mitte 2019 geplant. Siemens wird unter anderem eine Gas- sowie eine Dampfturbine sowie zwei Generatoren liefern. Zudem wurde eine Absichtserklärung über den Service der Anlagen unterzeichnet. (dpa)
***
Lateinamerikanische Wirtschaft
Nachdem das Projekt der brasilianischen Regierung über Reform des Pensionierungsystems im Kongress abgelehnt wurde, weil es als zu drastisch empfunden wurde, wird Präsident Michel Temer jetzt eine mildere Reform vorlegen. Dabei wird das Mindestalter von 65 Jahren für Männer und 62 für Frauen beibehalten. Doch jetzt sollen nur 15 Arbeitsjahre gefordert werden, um eine Pension zu erhalten, statt 25, wie es im ursprünglichen Projekt vorgesehen war. Bei Staatsangestellten verbleiben jedoch die 25 Jahre. Diese Reform ist unerlässlich, um das untragbare Defizit der Staatsfinanzen spürbar zu verringern. Der IWF hat in einer jüngsten Denkschrift viel drastischere Massnahmen gefordert.
***
Inmitten der laufenden Korruptionsermittlungen beim Ölkonzern PDVSA hat der venezolanische Präsident Nicolás Maduro die Spitze des Staatsunternehmens ausgetauscht. Er ernannte am Sonntag General Manuel Quevedo zum Öl- und Bergbauminister und PDVSA-Präsidenten. Der ranghohe Militär werde den Ölkonzern säubern und die Korruption beenden, sagte Maduro im Fernsehen. Die venezolanischen Behörden ermitteln seit Monaten wegen Korruption bei PDVSA. Dutzende Verdächtige wurden bereits festgenommen. Zuletzt wurde der Chef der US-Tochter Citgo verhaftet, weil er gemeinsam mit weiteren Managern dubiose Finanzgeschäfte eingefädelt haben soll. Aus Oppositionskreisen hieß es, bei den Ermittlungen gehe es weniger um den Kampf gegen die Korruption als vielmehr um die Kontrolle über den Staatskonzern PDVSA. Rund 95% von Venezuelas Deviseneinnahmen stammen aus dem Ölexport. (dpa)
***
Die weltgrößte Brauerei Anheuser-Busch InBev investiert über u$s 750 Mio. in ein neues Werk in Mexiko. Die Fabrik in der Ortschaft Apan im Bundesstaat Hidalgo soll im ersten Quartal 2019 die Produktion aufnehmen, teilte das Tochterunternehmen Grupo Modelo am Montag mit. „Zu Beginn wird das Werk eine Jahreskapazität von 12 Mio. hl. haben. Später soll das Doppelte möglich sein“, sagte der Staatssekretär für wirtschaftliche Entwicklung in Hidalgo, José Luis Romo. Mexiko ist der viertgrößte Bierproduzent der Welt und der weltgrößte Bierexporteur. Die 16 Marken von Grupo Modelo werden in Mexiko gebraut. Erst im Mai nahm ein neues Werk des Unternehmens auf der Halbinsel Yucatán mit einer jährlichen Kapazität von 7 Mio. hl. die Produktion auf. In Mexiko ist Grupo Modelo Marktführer. (dpa)
***
Geschäftsnachrichten
Whirlpool
Dieses Unternehmen, das Waschmaschinen, Eisschränke, Herde u.a Haushaltsprodukte erzeugt, importiert und vertreibt, hat in der Vorwoche in ihrer Fabrik im Vorort La Tablada eine Anlage in Betrieb genommen, in der Waschmaschinen mit modernster Technologie, wie Inverter-Motore, die viel Strom und auch Wasser sparen, erzeugt werden. Es handelt sich um eine Investition von $ 300 Mio., die 2016 eingeleitet wurde. Die Produktion soll 100.000 Einheiten pro Jahr betragen, mit Modellen für 7, 8, 9, 10 und 12 kg. Ladekapazität.
Motomel
Diese Motorradfabrik, die dieses Jahr mit einer Produktion von 125.000 Einheiten rechnet, will 2018 auf 165.000 übergehen, im Rahmen eines Expansionsprogramms von u$s 10 Mrd. Motomel wird dabei auch den Bereich der elektrischen Fahrräder stark ausbauen. Bei Motorrädern ist die Hauptmarke Benelli, doch die Firma vertreibt auch die Schweizer Marke Scott und die spanische Orbea. Die Belegschaft beträgt gegenwärtig 778 Personen, die im Zentralbüro der Bundeshauptstadt, dem Logistikzentrum in Parque Patricios und in den Fabriken in La Tablada und San Nicolás tätig sind. Abgesehen von der lokalen Fabrikation hat Motomel die exklusive Vertretung der Marken Benelli, Keeway, SYM, Helme Shiro und Reifen Rinaldi.
Ledesma
Dieses größte Zuckerunternehmen des Landes, mit Fabrik und Zuckerrohrpflanzungen in Jujuy, hat die diesjährige Ernte mit einer Zuckerproduktion von 385.000 Tonnen beendet, 7% weniger als im Vorjahr. Dabei wurden 3,69 Mio. Tonnen Zuckerrohr eingesetzt, von denen 3,11 Mio. aus eigenen Plantagen stammen. Die Alkoholproduktion wird ca. 100 Mio. Liter betragen, von denen 89 Mio. zu Ethanol verarbeitet werden (das dem Benzin beigemischt wird). Die Papierproduktion wird in diesem Jahreszyklus auf 100.000 Tonnen geschätzt, nach 125.000 Tonnen im Vorjahr. Das Papier wird dann in einer Fabrik in San Luis, für die Produktion von Papierblocks und Hefte eingesetzt. Ledesma hat jetzt einen Vertrag auf 20 Jahre mit Coca Cola abgeschlossen, der sich auf die Lieferung von Orangen-und Zitronensaft u.a. Produkte bezieht. Zu diesem Zweckwird die Firma u$s 8 Mio investieren. Der erwartete Umsatz liegt dabei bei u$s 800 Mio. jährlich. Ledesma besitzt 3.000 ha. mit Zitrusfrüchten, mit einer Anlage zur Verpackung und einer anderen zur Erzeugung von Saft. 2016 hatte Ledesma die höchste Zitrusproduktion der letzten 5 Jahre.
Banco Santander
Die Vorsitzende der spanischen Bank Santander, Ana Botín, hat am Donnerstag der Vorwoche Präsident Mauricio Macri aufgesucht, um ihm eine Investition in Technologie in der argentinischen Filiale Banco Santander Rio von u$s 550 Mio. für die Periode 2018/20 mitzuteilen. Die Bank werde den Digitalisierungsprozess beschleunigen und die Computertechnologie, mit all ihrem verfügbaren Software, voll einsetzen. Frau Botín hat Macri auch zur Einweihung des neuen Zentralgebäudes der Bank Santander Rio eingeladen, das im zweiten Halbjahr 2018 fertig sein soll und eine Investition von u$s 170 Mio. darstellt
Banco de Galicia
Diese lokale Bank hat eine interaktive Internetplattform, benannt Galicia move, eingeführt, die es erlaubt, finanzielle Dienste über dieses zu 100% digitale System zu verpflichten. Dabei wird es auch möglich sein, ein Konto über ein Mobiltelefon (selfie) zu eröffnen, Anlagen für die Sparguthaben zu bestimmen und Reisen zu zahlen. Außerdem können dabei bestimmte Kredite gefordert werden.
Wanap
Diese Digitalbank, die Eduardo Eurnekian (Betreiber der Flugplätze) kontrolliert, hat die Genehmigung der ZB erhalten, als erste Bank dieser Art, und wird im März 2018 ihre Tätigkeit aufnehmen. Es handelt sich um eine Investition von u$s 10 Mio. Die Bank wird von Guillermo Francos und Juan Ozcoidi geleitet. Der Zugang zu den Bankgeschäften erfolgt über Mobiltelefon, Tablet oder Computer. Die Bank wird keine normalen Geschäftsstellen haben, aber über einige Lokale verfügen. Die Öffnung eines Kontos soll nur 7 Minuten dauern.
Vista Oil & Gas
Dieses Unternehmen, dass vom ehemaligen YPF-Generaldirektor Miguel Galuccio kontrolliert wird, hat den Kauf der lokalen Niederlassung der chinesischen Sinopec abgeschlossen, nachdem die Firma das beste Angebot vorgelegt hat. Vista hatte im August u$s 650 Mio. über die mexikanische Börse aufgenommen und jetzt angeblich um die u$s 500 Mio. für 100% von Sinopec Argentina angeboten. Es fehlen noch die formellen Einzelheiten zum endgültigen Abschluss des Geschäftes. Sinopec ist das viertgrößte Erdölunternehmen in Argentinien, mit einer Erdölförderung von 4.079 cbm. täglich (im September 2017), was 5,3% der gesamten argentinischen Erdölförderung darstellt. Die chinesische Firma hatte 2010 die lokalen Aktiven der US-Firma Occidental Petroleum für u$s 2,45 Mrd. gekauft. Die Firma hatte 15 Erdölgebiete in Santa Cruz. Sie beschäftigt 400 Menschen direkt und weitere 3.500 indirekt. Noch im Januar dieses Jahres hatte Sinopec eine Investition von u$s 300 Mio. angekündigt, um die Förderung von Erdöl und Gas in Santa Cruz zu erhöhen. Jetzt hat sich die Leitung der Firma den Fall anders überlegt.
Monsanto
Dieses multinationale Unternehmen, das unlängst weltweit von der deutschen Bayer übernommen wurde (die sie im März 2018 voll übernimmt, wenn die Genehmigungen der EU, der EU u.a europäischer Staaten, von Russland, China, sowie Argentinien und Brasilien vollendet sind) hat in Argentinien $ 3,6 Mrd. in ihren Betrieb in Rojas, Provinz Buenos Aires, investiert, um die Produktion von Saatgut bei Mais von 1 Mio. auf 3,5 Mio. Säcke zu erhöhen. Die Nachfrage nach diesem Produkt ist explosiv gestiegen, und war allein in der Periode 2017/18 um 40% höher als im Vorjahr. Vom Jahresumsatz von u$s 900 Mio., den die Firma in Argentinien erwirtschaftet, entfallen 70% auf Saatgut und 30% auf Chemikalien für die Landwirtschaft. Im Fall von Mais hat Monsanto $ 115 Mio. in ein digitales System investiert, das dem Landwirt einen besseren Anbau erlaubt. Monsanto hat mit seinen Qualitätssamen auch zur Rekordernte von Getreide und Saat beigetragen, die für die Periode 2016/17 137 Mio. Tonnen erreichte und nächstes Jahr etwas höher sein soll.
Wirtschaftsübersicht
Das untragbare Defizit der Leistungsbilanz
Die Zahlungsbilanz setzt sich aus der Leistungsbilanz und der Kapitalbilanz zusammen. Bei der Leistungsbilanz besteht sowohl ein hohes Defizit bei der Handelsbilanz, wie bei der Dienstleistungsbilanz (Tourismus, Frachten, Zinsen, Dividenden und Gewinne, Honorare u.a. Zahlungen), das vornehmlich mit Auslandskrediten gedeckt wird, und nur zu einem geringen Teil mit Kapitalzufluss. Die Kredite müssen zum größten Teil kurzfristig gedeckt werden, was zu ständigen Neuausgaben staatlicher Schuldscheine zwingt, zu Bedingungen, die die Gläubiger festsetzen. Bei Kapitalzufluss wäre das Problem nicht so schlimm, weil keine Amortisation besteht, sondern gelegentlich nur Gewinnüberweisungen. Man hat den Eindruck, dass die Regierung nicht weiß, was sie tun soll, um diese auf Dauer unhaltbare Lage zu korrigieren, über die sich Präsident Macri und sein Kabinett genau so gut bewusst sind wie wir.
Die Leistungsbilanz weist im Oktober ein Defizit von u$s 2,3 Mrd. aus, 35% mehr als im gleichen Vorjahresmonat. In 10 Monaten 2017 sind es u$s 12 Mrd. Dies wurde mit dem Überschuss des Kredit- und Kapitalkontos gedeckt, das im Oktober u$s 3,3 Mrd. und in 10 Monaten 2017 u$s 22,1 Mrd. erreichte, so dass die ZB-Reserven um u$s 1,6 Mrd. im Oktober und um u$s 11,6 Mrd. in 10 Monaten 2017 stiegen. ZB-Präsident Federico Sturzenegger verfolgt das Ziel, die Devisenreserven weiter zu erhöhen, um für den Fall einer Krise, mit hohen Dollarkäufen von Privaten, vorbereitet zu sein. Auch wenn die Reserven schließlich doch nicht ausreichen, weiß man am Finanzmarkt, dass die ZB eine Krise zunächst durchhalten kann, was ihr Zeit für Notmaßnahmen gibt. Und dann hört die Spekulation gegen die ZB zunächst auf. Ein Geschäft sind diese hohen Reserven jedoch nicht, weil die Zinsen auf Kredite, die das Schatzamt aufnimmt, höher sind, als die, die die ZB eventuell für ihre Anlagen erhält.
Im Oktober hat das Schatzamt u$s 2,7 Mrd. erhalten, davon u$s 2,2 Mrd. durch Ausgabe von Bonds Bonar 2024 und u$s 33 Mio. durch Auszahlung von Krediten internationaler Finanzinstitute. In 10 Monaten hatte das Schatzamt einen finanziellen Überschuss von u$s 26 Mrd. Die direkten Investitionen lagen im Oktober bei ca. u$s 100 Mio., und in 10 Monaten bei u$s 1,9 Mrd., waren also gesamthaft unbedeutend. Die finanziellen Mittel gleichen nicht nur das Defizit der Leistungsbilanz aus, sondern auch die Kapitalflucht, die sich vorwiegend auf lokale Dollarkäufe für Hortungszwecke bezieht.
Die Kapitalflucht
Im Oktober betrug die Kapitalflucht u$s 1,3 Mrd., und in 10 Monaten 2017 u$s 14 Mrd. Das ist keine Kleinigkeit. In einem Inflationsland wie Argentinien ist die Kapitalflucht eine normale Erscheinung, umso mehr, als sich die Bevölkerung daran gewöhnt hat, in Dollar zu sparen, und viele Geschäfte, besonders Immobilienkäufe, in Dollar vollzogen werden. Das muss als Tatsache hingenommen werden. Die Strategie sollte darin bestehen, dass die Dollar im Land bleiben, so dass es sich nicht mehr um Kapitalflucht handelt, die die Zahlungsbilanz belastet, sondern um eine Ausweitung des Dollars als internes Zahlungsmittel. In den 90er Jahren, mit Menem als Präsident und Cavallo als Wirtschaftsminister, wurde der Dollar als interne Währung zugelassen: Zahlungen in Dollar waren legal, es gab Kontokorrentkonten und Sparkonten in Dollar. In diesem Sinne sollte jetzt zunächst die Beschränkung interner Dollarkredite der Banken auf Außenhandelsgeschäfte abgeschafft werden, wobei u.a. auch Hypotheken in Dollar wieder zugelassen werden sollten. Und dann sollten auch wieder Dollarkonten aller Art erlaubt und Zahlungen in Dollar als legal erklärt werden. Der Dollar muss formell als Zweitwährung des Landes erklärt werden, was er faktisch schon ist. Wenn die Banken Dollarkredite allgemein erteilen können, dann können sie den Sparern auch anziehende Zinsen bieten. Was den Fall hier erleichtert ist der Umstand, dass Sparkonten in den USA, den EU-Staaten und der Schweiz jetzt sehr niedrig (oder gar nicht) verzinst werden. Doch auf alle Fälle wäre es gesamthaft für Argentinien billiger, 3% bis 4% für lokale Dollar zu zahlen, als Staatsbonds zu über 6% und 7% auf dem internationalen Markt unterzubringen.
Nach dem Betrug, den die Regierung von Duhalde 2002 an den Dollarsparern verübte, deren Depositen in Pesos zu einem unrealistisch niedrigen Kurs umgewandelt wurden, ist es nicht einfach, das Vertrauen wieder zu gewinnen. Aber es gibt keinen anderen Weg. Dabei sollte auch nicht vergessen werden, dass die Sparer, die damals Klage vor Gericht eingereicht haben, den Prozess gewonnen haben, da ihnen der Dollarbetrag voll anerkannt wurde. Das sollte die Regierung jetzt klar sagen. Denn es zeigt, dass die Justiz dafür sorgt, dass die Rechtsordnung nicht bei Seite gelassen werden kann, wie es bei der sogenannten “Pesifizierung” der Fall war.
Die Schaffung von Sparkonten mit Indexierung gemäß dem UVA-Index der ZB (“Unidad de Valor Ajustable”, die dem Index der Konsumentenpreise des INDEC entspricht) bietet den Sparern jetzt auch eine Möglichkeit, den Wert ihrer Ersparnisse zu erhalten. Das ist eine gute Alternative zum Dollarkauf, an die sich die Gesellschaft jedoch noch gewöhnen muss. Es ist anzunehmen, dass das Statistische Amt (INDEC) den Index weiter gemäß der anerkannten strikten Normen berechnet. Doch die Fälschung des Indices, die der damalige Handelssekretär Guillermo Moreno ab Januar 2007 vollzogen hat, die erst im Dezember 2015 von der Macri-Regierung korrigiert wurde (und auch nicht rückwirkend), hat auch das Vertrauen in diesen Index geschädigt. Moreno müsste wegen dieses Fälschungsmanövers vor Gericht angezeigt und auch verurteilt werden, damit sich in Zukunft niemand wagt, den Presindex zu fälschen. Und wenn dies nicht möglich ist, dann sollte zumindest im Strafgesetz ein Artikel eingefügt werden, der hohe Strafen für Fälschungen der offiziellen Preisstatistik bestimmt. Ohne dies besteht stets die Gefahr, dass es gelegentlich wieder zu einer Indexfälschung kommt. Denn die Neigung, echten Problemen durch Mogeleien zu entgehen, ist in Argentinien immer vorhanden.
Die Handelsbilanz
Die Handelsbilanz ist dieses Jahr stark defizitär geworden. Das Defizit betrug im Oktober 2017 u$s 955 Mio., und in 10 Monaten 2017 u$s 6,11 Mrd., was sich mit einem Überschuss von u$s 1,81 Mrd. in der gleichen Vorjahresperiode vergleicht. Eine Verschlechterung von u$s 7,92 Mrd., die gewiss nicht hätte sein sollen. Für ganz 2017 wird mit einem Handelsbilanzdefizit von über u$s 7,5 Mrd. gerechnet.
Im Oktober lagen die Exporte mit u$s 5,24 Mrd. um 10,8% über dem gleichen Vorjahresmonat, während die Importe mit u$s 6,20 Mrd. um 29,5% höher waren. In 10 Monaten 2017 waren es bei den Exporten u$s 49,27 Mrd, nur 1,8% über dem Vorjahr, und bei Importen u$s 55,38 Mrd., 18,9% über dem Vorjahr.
Was bei den Exporten auffällt, ist die Tatsache, dass 2017 eine Rekordernte von Getreide und Ölsaat eingebracht wurde, die normalerweise allein schon für einen Exportsprung hätte sorgen sollen. Offensichtlich haben die Landwirte einen großen Teil ihrer Ernte einbehalten, in Erwartung eines besseren Preises, einmal als Folge einer Abwertung, und dann, im Fall von Sojabohne, wegen der schrittweisen Verringerung des Exportzolls, die die Regierung versprochen hat. Man kann somit annehmen, dass in den kommenden Monaten mehr exportiert wird, da die Landwirte das Geld für die Aussaat der nächsten Ernte brauchen.
Bei den Importen bestehen in 10 Monaten 2017 folgende Veränderungen gegenüber dem Vorjahr: Kapitalgüter: +17%; Güter für die Weiterverarbeitung: +4,3%; Brenn-und Schmierstoffe: -6,8%; Zubehör- und Ersatzteile von Kapitalgütern: +12,9%; Konsumgüter: +16,7%; Automobile: + 43,9%.
Beim stark gestiegenen Import von Fahrzeugen wirkt sich besonders die Tatsache aus, dass das System des kompensierten Austausches, das bei Kfz mit Brasilien bestand, faktisch aufgegeben wurde, so dass die Lieferungen aus Brasilien weit über den 50% der argentinischen nach Brasilien liegen, die in jenem System vorgeschrieben waren. Die brasilianische Industrie hat die lokale in diesem und schon im vorangehenden Jahr mit Lieferungen von Automobilen, Lastwagen und Kleinlastern verdrängt. Das war ohne verwalteten Außenhandel, wie er vorher bestand, zu erwarten, umso mehr als der Wechselkurs des Peso nicht nur gegenüber dem Dollar, sondern auch gegenüber dem brasilianischen Real zurückgeblieben ist. Doch abgesehen davon hat Brasilien bei der Kfz-Fabrikation niedrigere Kosten, einmal wegen höherer Stückzahlen und größerer Fabriken, und dann wegen niedrigerer Arbeitskosten und billigerem Stahl, was sich besonders bei Blechen auswirkt. Da die Unternehmen, die die Fabriken betreiben, die gleichen in Argentinien und Brasilien sind, wird das Problem von diesen nicht aufgeworfen. Es handelt sich jedoch um ein gesamtwirtschaftliches Problem, um das sich die Regierung kümmern sollte. Ohne kompensierten Handel ist die argentinische Kfz-Industrie dazu verurteilt, nur komplementär zur brasilianischen zu produzieren, eventuell mit Modellen, die weniger verkauft werden.
Der verwaltete Außenhandel als Alternative zur Abwertung
Die Wiederherstellung des Gleichgewichtes der Handelsbilanz hängt grundsätzlich vom Wechselkurs ab. Doch ein Abwertungssprung kommt in absehbarer Zeit nicht in Frage, weil die Senkung der Inflationsrate absoluten Vorrang hat, und sich Abwertungen in Argentinien sofort auf die internen Preise auswirken, und die Lohn-Preisspirale in Gang setzen. Es ist gewiss nicht einfach, eine alternative Lösung zu finden.
Der zurückgebliebene Wechselkurs führt auch dazu, dass Auslandsreisen relativ billiger geworden sind, so dass die Tourismusbilanz im Oktober ein Defizit von u$s 800 Mio. und in 10 Monaten 2017 eines von u$s 8,3 Mrd. ausweist. Das schließt auch die direkten Käufe in Chile und Paraguay durch Reisende aus Argentinien ein, die von hohen Preisdifferenzen angezogen werden und enorm viel kaufen, was als erstes den Einzelhandel der Provinzen Mendoza und San Juan, Misiones, Corrientes, Chaco und Formosa schädigt. Eigentlich handelt es sich hier um Importe, die bei der Handelsbilanz als solche gebucht werden müssten. Doch das ist aus praktischen Gründen nicht möglich.
Wenn ein Abwertungssprung ausgeschlossen wird (mit einem Dollarkurs von etwa $ 25), dann muss in bestimmten Fällen ein verwalteter Handel eingeführt werden, mit Importkontingenten bei Gütern, die mit lokal erzeugten konkurrieren. Das bezieht sich nicht nur auf Konsumgüter, sondern auch auf Rohstoffe u.a., die weiter verarbeitet werden, und auch hier erzeugt werden,und eventuell auf bestimmte Kapitalgüter. Das hatte die Regierung von Cristina K. schon auf Initiative von Handelssekretär Moreno eingeführt, aber ohne das System gründlich zu durchdenken. Denn dies kann nicht willkürlich gehandhabt werden, auch nicht so, dass der, der zuerst kommt, die Genehmigung erhält, und diese den letzten dann verweigert wird. Die Importanträge für ein Produkt und eine bestimmte Periode müssen alle gleichzeitig vorgelegt und dann zugeteilt werden. Das rationellste wäre dann eine Versteigerung; doch dies führt faktisch zu einem Zusatzzoll, den die Welthandelsorganisation verbietet. Sonst müsste die Zuteilung auf Grund vergangener Importe erfolgen, was nicht sehr rationell wäre.
Die Rolle der Welthandelsorganisation
Das Thema des verwalteten Außenhandels müsste von Argentinien somit auch der WHO vorgelegt werden, was jedoch nicht getan wird und nicht einmal zur Diskussion steht. Es geht dabei grundsätzlich um die Möglichkeit, Importquoten für bestimmte Produkte einzuführen, und zwar nicht als Notmaßnahme (wie sie die WHO gegenwärtig zulässt oder passiv duldet), sondern als Teil des Systems. Die Tatsache, dass die nächste Weltkonferenz der WHO in wenigen Tagen in Argentinien stattfindet, sollte als Gelegenheit genutzt werden, um Lösungen für die Probleme vorzubringen, die im Fall Argentiniens bestehen, wie wir sie hier darstellen. Die Hemmung der Importe über Verschärfung technischer Normen, die sich auf Sanität oder Qualität beziehen, wird gelegentlich auch in Argentinien als Importhindernis eingesetzt. Aber das löst das Problem nicht. Argentinien muss die Importe begrenzen, weil der hohe gegenwärtige Import auf Dauer nicht finanzierbar ist, und eine Importbeschränkung über eine bedeutende Abwertung nicht in Frage kommt.
Die Importe können auch über höhere Zolle beschränkt werden. Indessen ist der bestehende Höchstzoll von 35% schon sehr hoch, und allgemein sind die Zölle nicht niedrig. Doch der Handel mit den Mercosur-Staaten, an erster Stelle mit Brasilien, ist zollfrei. Doch in diesem Fall wurden vor Jahren für bestimmte Produkte (Sportschuhe und Denim-Stoffe) Kontingente vereinbart, und das hat funktioniert.
Ein weiteres Problem besteht darin, dass die Importzölle oft durch falsche Importerklärungen umgangen werden. Als die private Kontrolle bestand (1997 bis 2001) wurden oft Fälle festgestellt, in denen die angegebenen Preise unter einem Drittel der effektiven lagen. Dabei wird ein Zollsatz von 35% zu einem von knapp über 10%. Die private Kontrolle, die damals erfolgreich war und auf Druck der Lobby der Schmuggler, bestimmter Importeure und der am Geschäft beteiligten Zollbeamten abgeschafft wurde, sollte sofort wieder eingeführt werden. Das wäre ein großer Beitrag zur Lösung des Problems.
Was die WHO betrifft, so sollte Argentinien auch das Thema der Differenzialzölle bei verarbeiteten Produkten gegenüber den Rohstoffen, mit denen sie hergestellt werden, vorbringen. In der EU u.a. Ländern besteht z.B. für Sojabohne, Getreide, rohe Häute u.a. Rohstoffe ein niedriger Zoll, aber für Speiseöl, Mehl und Teigwaren, und Leder und Lederprodukte ein hoher. Wenn Macri davon spricht, dass Argentinien der Supermarkt der Welt sein soll, so meint er wohl, dass Argentinien die Supermärkte der Welt direkt beliefern soll. In der Tat würde die Lieferung von Konsumprodukten auch einen Zusatzwert beim Export schaffen, der beim Export von Rohstoffen Argentinien entgeht.
Doch zu diesem Zweck müssen die Differenzialzölle und andere Hindernisse für den direkten Zugang zu den Supermärkten anderer Länder abgeschafft werden. Es ist wirklich unerklärlich, dass sich in der Regierung niemand ernsthaft mit diesen Themen befasst. Nicht einmal bei den Verhandlungen des Mercosur mit der EU werden sie behandelt. Hier müsste auch das Thema des Rindfleisches vorgebracht werden, bei dem die EU bei Importen außerhalb der Kontingente (Hilton-Quote, mit 20% Zoll und Sonderquote für Fleisch von Rindern, die in feed-lots gemästet wurden, mit Nullzoll) ein absurdes System anwendet, das der Holländer Sicco Mansholt vor einem halben Jahrhundert erfunden hat, das darin besteht, dass der Zollsatz jeweils als Differenz zwischen einem internen Richtpreis und dem Importpreis berechnet wird. Das widerspricht nicht nur den WHO-Normen (und müsste somit bei dieser angezeigt werden), sondern auch dem gesunden Menschenverstand. Das System sollte durch ein Kontingent ersetzt werden, zu niedrigem Zollsatz, so dass Argentinien (und auch Brasilien) den vollen Preis erhalten, was auch die Exporte erhöht. Wir sind die einzigen, die dieses Problem vorbringen.
Schlussfolgerungen
Dass Präsident Mauricio Macri Argentinien in die Welt integrieren will ist in Ordnung. Die Politik der Abschottung, die die Kirchners verfolgt haben, hat keinen vernünftigen Sinn, besonders nicht nach der technologischen Revolution, die in den 90er Jahren des vorigen Jahrhunderts aufgekommen ist und zügig weitergeht, die zwingt, das Industrialisierungskonzept neu zu fassen, so dass überall niedrige Kosten und modernste Technologie erreicht werden. Aber diese Politik darf nicht naiv sein. Die USA, die EU u.a. Staaten, ganz besonders Japan und China, wenden allerlei Tricks an, um bestimmte Importe zu verhindern oder zu verringern.
Die Regeln der Welthandelsorganisation werden nicht so strikt angewendet, wie sie geschrieben sind. Und sie können auch geändert werden, wozu die Konferenz, die unmittelbar in Buenos Aires beginnt, eine gute Gelegenheit bietet. Die argentinische Regierung muss sich darüber im Klaren sein, was sie von der WHO fordert, und sich bemühen, dabei Partner zu gewinnen, die ein ähnliches Interesse haben. Doch leider stehen die Themen, die wir hier aufgeworfen haben, nicht einmal zur Diskussion, und es gibt nicht die geringsten Anzeichen, dass sich die Regierung ernsthaft damit befasst.
Die Frage ist, ob und wie weit sich die Regierung bewusst ist, dass es darum geht, eine Katastrophe zu vermeiden, wie sie bevorsteht, wenn die Leistungsbilanz weiter hoch defizitär bleibt. Wenn die Regierung nichts unternimmt, dann wird wird der Fall schließlich, wie so oft in der Vergangenheit, mit einer Megaabwertung und einer schweren Rezession gelöst. Es wäre verhängnisvoll, wenn die Macri-Regierung, die so viel Positives geleistet hat, und in die allgemein so viele Hoffnungen gesetzt werden, so enden würde. Denn was danach kommt, weiß man nicht. Aber es ist auf alle Fälle nicht gut.